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In der Rechtssache T-156/89 

íñigo Valverde Mordt, ehemaliger Beamter des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften, gegenwärtig Beamter des Europäischen Parlamentes, wohnhaft in 
Luxemburg, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwältin María Luisa González Gar­
cía-Pando, Madrid, Zustellungsanschrift: íñigo Valverde Mordt, 76, avenue Pa­
steur, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch den Abteilungslei­
ter Francis Hubeau als Bevollmächtigten, Beistand: Rechtsanwalt Santiago Muñoz 
Machado, Madrid, Zustellungsanschrift: Sitz des Gerichtshofes, Luxemburg-
Kirchberg 

Beklagter, 

wegen Aufhebung der stillschweigenden Ablehnung der Beförderung des Klägers 
auf einen Dienstposten als Jurist-Überprüfer, Verurteilung des Gerichtshofes zur 
Beförderung des Klägers auf einen solchen Dienstposten, Aufhebung des Auswahl­
verfahrens CJ 32/88 und mehrerer Entscheidungen im Rahmen dieses Verfahrens 
sowie Ersatz des vom Kläger behaupteten materiellen und immateriellen Schadens, 

erläßt 

DAS GERICHT (Fünfte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten C. P. Briet, der Richter H. Kirschner und 
J. Biancarelli, 

Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und der mündlichen Verhandlung vom 
5. Dezember 1990 

folgendes 
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Urteü 

A — Sachverhalt 

1 Zum Aufbau der spanischen Übersetzungsabteilung aus Anlaß des Beitritts Spa­
niens zu den Europäischen Gemeinschaften veranstaltete der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften zwei allgemeine Auswahlverfahren aufgrund von 
Befähigungsnachweisen und Prüfungen. Das Auswahlverfahren CJ 12/85 galt der 
Einstellung von Juristen-Übersetzern der Besoldungsgruppe LA 6, das Auswahl­
verfahren CJ 11/85 der Bildung einer Einstellungsreserve von Juristen-Überprü­
fern der Besoldungsgruppe LA 5/4. 

2 Der Kläger beteiligte sich an beiden Auswahlverfahren. Er bestand die Prüfungen 
des Auswahlverfahrens CJ 12/85, nicht hingegen die schriftlichen Prüfungen des 
Auswahlverfahrens CJ 11/85. Bei der mündlichen Prüfung des Auswahlverfahrens 
CJ 12/85 im Mai 1986 teilte der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, Herr Kög­
ler, der seinerzeit Direktor der Direktion Übersetzung war, dem Kläger mit, daß 
er rasch in die höhere Besoldungsgruppe (LA 5) befördert werden könne, wenn er 
kurzfristig eingestellt werde. Am 16. September 1986 trat der Kläger seinen Dienst 
als Jurist-Übersetzer auf Probe an. Bei seiner Ernennung wurde er in die Dienstal­
tersstufe 3 der Besoldungsgruppe LA 6 eingestuft; als Zeitpunkt für den Aufstieg 
in die nächste Dienstaltersstufe wurde der 1. September 1988 festgelegt. Nach ei­
nem besonders günstigen Probezeitbericht wurde der Kläger am 16. Juni 1987 zum 
Beamten auf Lebenszeit ernannt. 

3 Da aus dem Auswahlverfahren CJ 11/85 nicht genügend erfolgreiche Bewerber 
hervorgegangen waren, um alle in der spanischen Übersetzungsabteilung freien 
Planstellen für Überprüfer besetzen zu können, wurde ein besonderes Auslesever­
fahren in die Wege geleitet, um der Anstellungsbehörde eine Reihe von Personen 
zwecks Betrauung dreier Juristen-Übersetzer mit der vorübergehenden Verwaltung 
der Planstellen von Juristen-Überprüfern gemäß Artikel 7 Absatz 2 des Statuts der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften (im folgenden: Statut) benennen zu 
können. Dieses informelle Verfahren, das nach den Anweisungen des Direktors 
der Direktion Übersetzung von Herrn Elizalde in Wahrnehmung der Aufgaben 
des Leiters der spanischen Übersetzungsabteilung eingeleitet wurde, lief in zwei 
Abschnitten ab. 

4 Zunächst wurden die Fähigkeiten der Bewerber anhand bestimmter Kriterien ein­
mal mit Bezug auf ihre Befähigungsnachweise und ihre frühere Berufserfahrung, 
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sodann mit Bezug auf die Bewertung ihrer Arbeit durch die auf Lebenszeit einge­
stellten Überprüfer und den mit der Leitung der Abteilung betrauten Beamten be­
wertet. Diese Kriterien wurden den Betroffenen durch ein Schreiben des mit der 
Leitung der Abteilung betrauten Beamten vom 11. November 1986 mitgeteilt, das 
an die Juristen-Übersetzer der Abteilung mit dem Hinweis verteilt wurde, daß sie 
sich um die vorübergehende Verwaltung der Planstelle eines Überprüfers bewerben 
könnten. Nach dem Schreiben sollte dieses Verfahren zur vorübergehenden Ernen­
nung „nach Ablauf der zwei im Statut vorgesehenen Jahre zu einer Beförderung 
führen". Am 29. Januar 1987 legte der mit der Leitung der Abteilung betraute 
Beamte dem Direktor der Direktion Übersetzung ein Memorandum vor, in dem er 
die nach den vorgenannten Kriterien ausgewählten Personen — darunter an erster 
Stelle den Kläger — namentlich vorschlug. Diesem Vorschlag wurde indessen 
nicht entsprochen. 

s Sodann wurde ein weiterer Abschnitt eingeleitet, in dessen Verlauf die hierzu von 
dem mit der Leitung der Abteilung betrauten Beamten bestimmten Bewerber einen 
Teil ihrer Diensttätigkeit der Überprüfung widmeten. Während eines Zeitraums 
von etwa vier Monaten wurde diese Arbeit von den auf Lebenszeit ernannten 
Uberprüfern und dem mit der Leitung der Abteilung betrauten Beamten überprüft 
und bewertet. Nach Abschluß dieser Maßnahme stand der Name des Klägers er­
neut an erster Stelle auf der Liste der Bewerber, die von dem mit der Leitung der 
Abteilung betrauten Beamten für die vorübergehende Verwaltung einer Juristen-
Überprüfer-Stelle vorgeschlagen wurden. Mit Entscheidung der Anstellungsbe­
hörde vom 7. August 1987 wurde der Kläger mit Wirkung vom 1. Juli 1987 mit 
der vorübergehenden Verwaltung der Stelle eines Juristen-Überprüfers betraut. 

6 In der Zwischenzeit hatte der Beklagte am 27. Mai 1987 ein drittes, internes Aus­
wahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen CJ 24/86 zur Ernennung des 
Abteilungsleiters der spanischen Übersetzungsabteilung ausgeschrieben. Im Sep­
tember 1987 wurde der Kläger in die bei Abschluß des Verfahrens erstellte Reser­
veliste aufgenommen. Nach der Ausschreibung hatte diese Liste eine verlängerbare 
Gültigkeitsdauer von einem Jahr ab ihrer Erstellung. 

7 Zur gleichen Zeit wurde die Stellenausschreibung CJ 66/87 zur Besetzung dreier 
freier Planstellen als Jurist-Überprüfer spanischer Sprache veröffentlicht. Am 2. 
September 1987 reichte der Kläger seine Bewerbung um eine dieser Planstellen ein. 

s Am 18. März 1988 hatte der Kläger eine Unterredung mit dem neuen Leiter der 
spanischen Übersetzungsabteilung, Herrn Cervera, in deren Verlauf er auf die 
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Notwendigkeit einer Entscheidung bezüglich dieser freien Planstellen vor Ablauf 
der Zeit der vorübergehenden Verwendung als Überprüfer hinwies, die gemäß Ar­
tikel 7 Absatz 2 des Statuts am 1. Juli 1988 zu Ende gehe. Einige Tage später 
erhielt er die Antwort, daß für die Besetzung dieser freien Planstellen ein Auswahl­
verfahren durchgeführt werde, ohne daß gesagt wurde, ob es sich um ein Aus­
wahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen oder um ein Auswahlverfah­
ren aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen handele. Die Zeit der 
vorübergehenden Verwendung ging indessen zu Ende, ohne daß ein Auswahlver­
fahren veröffentlicht worden wäre. Der Kläger nahm gleichwohl weiterhin die 
Aufgaben eines Überprüfers wahr und erhielt weiterhin die Ausgleichszulage ge­
mäß Artikel 7 des Statuts. 

9 Am 17. Juni 1988 richtete der Kläger ein Schreiben an den neuen Direktor der 
Direktion Übersetzung, Herrn Fell, in dem er diesen bat, bei der Anstellungsbe­
hörde auf eine positive Entscheidung über seine Bewerbung hinzuwirken. Am 4. 
Juli 1988 antwortete ihm dieser, er könne eine Ernennung des Klägers als Jurist-
Überprüfer nicht vorschlagen, da dieser zum einen nicht über das für eine Beför­
derung gemäß Artikel 45 Absatz 1 des Statuts erforderliche Dienstalter verfüge 
und da ihn zum anderen die erfolgreiche Teilnahme an einem Auswahlverfahren 
für die Einstellung eines Abteilungsleiters der Besoldungsgruppe LA 3 nicht von 
der Teilnahme an einem Auswahlverfahren vor seiner Ernennung als Jurist-Über­
prüfer befreie. 

.o Am 1. September 1988 wurde der Kläger in die Dienstaltersstufe 4 der Besol­
dungsgruppe LA 6 eingestuft. Kurze Zeit später wurde eine Stellenausschreibung 
CJ 41/88 für einen vierten Dienstposten als Jurist-Überprüfer spanischer Sprache 
veröffentlicht. In Punkt IV wurden die zur Versetzung oder Beförderung anste­
henden und an diesem Dienstposten interessierten Beamten aufgefordert, ihre Be­
werbung einzureichen. Gemäß Punkt V dieser Ausschreibung konnten auch an­
dere Beamte und Bedienstete des Gerichtshofes sich um diesen Dienstposten be­
werben. Am 28. Oktober 1988 richtete der Kläger ein Schreiben an den Leiter der 
Personalabteilung des Beklagten, das am 3. November dort einging und in dem es 
hieß: 

„Unter Bezugnahme auf die vorbezeichnete Stellenausschreibung beehre ich mich, 
Ihnen mitzuteilen, daß ich mich um die Stelle als Jurist-Überprüfer spanischer 
Sprache bewerbe." 

n Vor der Eröffnung des Auswahlverfahrens für die Einstellung von Juristen-Über­
prüfern spanischer Sprache hörte der Beklagte gemäß Artikel 1 Absatz 1 des An­
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hangs III des Statuts den Paritätischen Ausschuß an. In seiner Stellungnahme vom 
3. August 1988 sprach sich dieser gegen die Veranstaltung eines Auswahlverfah­
rens aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen aus und ersuchte die 
Anstellungsbehörde um Prüfung der Möglichkeit einer Besetzung der Überprüfer­
stellen im Wege der Beförderung. Am 25. Oktober 1988 veröffentlichte der Be­
klagte ein internes Auswahlverfahren CJ 32/88 aufgrund von Befähigungsnach­
weisen und Prüfungen. In der Ausschreibung war angegeben, daß bei der schriftli­
chen Prüfung „juristische Texte" zu übersetzen seien. 

i2 Der Prüfungsausschuß bestand aus Herrn Fell, dem Direktor der Direktion Über­
setzung, Herrn Cervera, dem Leiter der spanischen Übersetzungsabteilung, sowie 
Herrn Dastis, einem Rechtsreferenten spanischer Muttersprache im Kabinett eines 
Mitglieds des Beklagten, der von der Personalvertretung benannt worden war. 

n Der Kläger reichte seine Bewerbung am 24. November 1988 ein. Mit Schreiben 
vom 29. November 1988 übermittelte die Personalabteilung des Beklagten dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses das Verzeichnis der Bewerber. Am 7. De­
zember 1988 ließ der Prüfungsausschuß sämtliche Bewerber zur schriftlichen Prü­
fung zu, die am 14. Dezember 1988 stattfand. Zu den obligatorischen Prüfungen 
gehörte die Übersetzung eines französischen Textes über eine besondere Form der 
Verpfändung und deren Wirkungen ins Spanische. 

u Am 16. Dezember 1988 übermittelte die Verwaltung dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses in anonymer Form die Arbeiten der Bewerber, die lediglich durch 
eine Kennziffer bezeichnet waren. Der Prüfungsausschuß erteilte dem Kläger, der 
die Kennziffer 50 hatte, die Note 12 von 20 Punkten für die Prüfungsleistung der 
Übersetzung aus dem Französischen und unter Anwendung der in der Ausschrei­
bung festgelegten Koeffizienten eine Gesamtpunktzahl von 95 Punkten für die ge­
samte schriftliche Prüfung. Der Kläger, der damit die insoweit erforderliche Min­
destpunktzahl erreicht hatte, wurde zur Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
zugelassen, nach deren Beendigung seine Gesamtpunktzahl in allen obligatorischen 
Prüfungen 124 betrug, das heißt 62 % der für diese Prüfungen vorgesehenen 
Höchstpunktzahl. Mit einem Schreiben der Personalabteilung des Beklagten vom 
2. Februar 1989 wurde dem Kläger mitgeteilt, daß sich der Prüfungsausschuß an­
gesichts der von ihm bei den Prüfungen insgesamt erzielten Ergebnisse nicht in der 
Lage gesehen habe, ihn in die Reserveliste aufzunehmen. In dieser Liste waren drei 
erfolgreiche Bewerber aufgeführt. 
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is Am 28. Februar 1989 legte der Kläger insbesondere gegen die Entscheidung des 
Prüfungsausschusses, ihn nicht in die Eignungsliste aufzunehmen, Beschwerde ein. 
Er hob zunächst die Bewertungen des Ausleseverfahrens für die vorübergehende 
Verwaltung von Überprüferstellen hervor und wies darauf hin, daß die Anstel­
lungsbehörde seine Arbeit als Überprüfer mehrfach gutgeheißen und ihm nach Ab­
lauf des im Statut vorgesehenen Zeitraums von einem Jahr für die vorübergehende 
Verwaltung der Stelle weiterhin die entsprechende Ausgleichszulage gezahlt habe. 
Er berief sich auf den Grundsatz „ne bis in idem", das Argument „a maiore ad 
minus" und machte geltend, er habe Anspruch darauf, ohne erneutes Auswahlver­
fahren als Jurist-Überprüfer ernannt zu werden, weil er in die bei Abschluß des 
Verfahrens CJ 24/86 (Leiter der spanischen Übersetzungsabteilung) aufgestellte 
Reserveliste aufgenommen worden sei. Er wies ferner auf das Fehlen einer aus­
drücklichen Begründung bezüglich der Bewertung der von ihm anderweit bewiese­
nen Fähigkeiten hin. 

ie Er rügte weiterhin die grundsätzliche Entscheidung für die Eröffnung eines Aus­
wahlverfahrens aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen mit der Be­
gründung, ein solches Verfahren räume für die Bewertung seiner Eignung als 
Überprüfer der Prüfung von allerhöchstens zehn Arbeitsseiten den Vorrang ein vor 
der Prüfung der von ihm während nahezu zweier Jahre erbrachten Gesamtarbeit. 
Er erinnerte daran, daß sich der Paritätische Ausschuß vorliegend für ein Auswahl­
verfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen ausgesprochen habe. Der Kläger 
berief sich zugleich auf eine Verletzung des Grundsatzes des Vertrauensschutzes 
ihm gegenüber. Er rügte weiterhin die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 
für das Auswahlverfahren CJ 32/88 sowie die Auswahl der Texte für die schriftli­
che Prüfung des Auswahlverfahrens. Schließlich machte der Kläger geltend, die 
Entscheidung des Prüfungsausschusses stelle einen Ermessensmißbrauch dar. 

i7 Der Kläger ersuchte die Anstellungsbehörde zum einen, anzuerkennen, daß es kei­
nen Grund gegeben habe, ihn an dem Auswahlverfahren CJ 32/88 teilnehmen zu 
lassen, und zum anderen, ihn als Jurist-Überprüfer zu ernennen. Hilfsweise bean­
tragte er die Aufhebung des besagten Auswahlverfahrens und die Eröffnung eines 
neuen Auswahlverfahrens nur aufgrund von Befähigungsnachweisen mit dem glei­
chen Ziel, höchst hilfsweise, die Aufhebung des besagten Auswahlverfahrens und 
die Eröffnung eines neuen Auswahlverfahrens auf Grund von Befähigungsnach­
weisen und Prüfungen, aber mit einem Prüfungsausschuß mit Beamten des Spra­
chendienstes anderer Organe, der Neutralität und Objektivität sicherstelle und ein 
sachkundiges Urteil über die von den Bewerbern geforderte „vollkommene Be­
herrschung der spanischen Sprache" abzugeben imstande sei. 

is Am 16. März 1989 wurde dem Kläger mitgeteilt, die Anstellungsbehörde habe ent­
schieden, die drei geeigneten Bewerber des Auswahlverfahrens zu Beamten in der 
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spanischen Übersetzungsabteilung zu ernennen, mit ihnen drei der vier freien 
Planstellen als Jurist-Überprüfer zu besetzen und seine vorübergehende Verwen­
dung als Jurist-Überprüfer zum 28. Februar 1989 zu beenden. Am 17. März 1989 
legte der Kläger eine zweite Beschwerde gegen diese drei Ernennungen ein. Er 
machte geltend, diese seien auf eine im Anschluß an ein regelwidriges Auswahlver­
fahren erstellte Eignungsliste gestützt, so daß sie aus den gleichen Gründen wie 
das Auswahlverfahren selbst nichtig seien. Er machte ferner geltend, er sei selbst 
Beförderungsanwärter und verfüge über ein höheres Dienstalter als zwei der er­
nannten Personen und über objektive Fähigkeiten, die denen aller drei Personen 
mindestens gleichwertig seien. Er beantragte, unter den gleichen Bedingungen und 
Modalitäten wie die drei geeigneten Bewerber als Jurist-Überprüfer ernannt zu 
werden, hilfsweise, deren Ernennungen für ungültig zu erklären. 

i9 Mit Schreiben vom 18. August 1989 teilte der Präsident des Beklagten dem Kläger 
mit, der Verwaltungsausschuß des Beklagten habe in der Sitzung vom 16. Juni 
1989 beschlossen, seine Anträge zurückzuweisen. In dem Schreiben hieß es, der 
Ausschuß habe zwar sein Verständnis für die Enttäuschung des Klägers zum Aus­
druck gebracht, er habe aber die auf die Verletzung des Grundsatzes des Vertrau­
ensschutzes gestützte Rüge mit der Begründung zurückgewiesen, da die Dauer der 
vorübergehenden Verwaltung eines Dienstpostens grundsätzlich auf ein Jahr be­
schränkt sei, habe es nur die Eröffnung eines Auswahlverfahrens der Anstellungs­
behörde ermöglicht, die spanische Übersetzungsabteilung rechtzeitig umzugestal­
ten, in der, wie die Anstellungsbehörde aus dienstlichen Gründen entschieden 
habe, einige Planstellen für Juristen-Überprüfer zu besetzen gewesen seien. In dem 
Schreiben hieß es weiter, der Verwaltungsausschuß habe die übrigen Rügen eben­
falls zurückgewiesen, da er der Meinung sei, daß der Prüfungsausschuß angemes­
sen zusammengesetzt gewesen sei und bei der Auswahl der für die Prüfung vorge­
schlagenen Texte die Grenzen seines Ermessens nicht überschritten habe. 

20 Mit Wirkung vom 1. Januar 1990 wurde der Kläger zum Europäischen Parlament 
versetzt. Aus seiner Personalakte ergibt sich, daß er hierbei Besoldungsgruppe und 
Dienstaltersstufe beibehielt. 

B — Verfahren 

2i Die Klage ist am 17. November 1989 in das Register der Kanzlei des Gerichts 
eingetragen worden. 
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22 Auf Bericht des Berichterstatters hat das Gericht beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. Auf Ersuchen des Gerichts 
hat der Beklagte die Akten des Auswahlverfahrens CJ 32/88 mit Ausnahme der 
Prüfungsarbeiten der Bewerber, den Text der Stellenausschreibung CJ 41/88 so­
wie eine Durchschrift des Schreibens vom 2. Februar 1989 vorgelegt, mit dem dem 
Kläger mitgeteilt worden war, daß er nicht in das Verzeichnis der geeigneten Be­
werber aufgenommen sei. Der Bevollmächtigte des Klägers in der mündlichen Ver­
handlung, Rechtsanwalt Figueroa Cuenca, Madrid, hat diese Schriftstücke in der 
Kanzlei des Gerichts eingesehen. 

23 Die Parteien haben in der Sitzung vom 5. Dezember 1989 mündlich verhandelt. In 
der Sitzung hat das Gericht die vom Kläger bei den Prüfungen des Auswahlverfah­
rens CJ 32/88 erzielten Punktzahlen, wie sie vorstehend dargestellt wurden, zur 
Kenntnis genommen; der Bevollmächtigte des Klägers hat hierzu Ausführungen 
gemacht. Auf Ersuchen des Gerichts haben die Parteien zur Begründung der dem 
Kläger mit dem genannten Schreiben vom 2. Februar 1989 mitgeteilten Entschei­
dung des Prüfungsausschusses, den Kläger nicht in die Eignungsliste des Auswahl­
verfahrens CJ 32/88 aufzunehmen, Stellung genommen. Der Präsident hat am 
Ende der Sitzung die mündliche Verhandlung für geschlossen erklärt. 

24 Der Kläger beantragt, 

— die Klage für zulässig zu erklären, 

— die ¡hm am 18. August 1989 mitgeteilte Entscheidung der Anstellungsbehörde 
vom 19. Juli 1989, mit der seine Beschwerde vom 28. Februar 1989, ergänzt 
durch seine Beschwerde vom 17. März 1989, zurückgewiesen worden ist, auf­
zuheben, und mithin 

— die Anstellungsbehörde zu verurteilen, anzuerkennen, daß es keinen Grund 
gab, ihn an dem internen Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnach­
weisen und Prüfungen CJ 32/88 „Juristen-Überprüfer" teilnehmen zu lassen, 
und folglich sie zu verurteilen, ihn rückwirkend zum 1. September 1988 als 
Jurist-Überprüfer zu ernennen, 
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— das gesamte Auswahlverfahren CJ 32/88 sowie die auf dieser Grundlage 
durchgeführten Ernennungen von Beamten aufzuheben, 

— den Gerichtshof zur Zahlung der Differenz in Höhe der Bezüge, die ihm seit 
der Beendigung seiner vorübergehenden Tätigkeit als Jurist-Übersetzer nicht 
mehr gezahlt werden, bis zu seiner endgültigen Ernennung als Juristen-Über­
prüfer auf Lebenszeit zu verurteilen, 

— den Gerichtshof zur Zahlung eines symbolischen Ecu als Ersatz des von ihm 
erlittenen immateriellen Schadens zu verurteilen, 

— dem Gerichtshof die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

25 Der Beklagte beantragt, 

— die Klage mit Ausnahme der Anträge auf Leistung von Schadensersatz als un­
zulässig zurückzuweisen, 

— auf jeden Fall die Anträge als unzulässig zurückzuweisen, 

— die Anstellungsbehörde zu verurteilen, anzuerkennen, daß es keinen Grund 
gegeben hat, den Kläger an dem internen Auswahlverfahren aufgrund von 
Befähigungsnachweisen und Prüfungen CJ 32/88 „Juristen-Überprüfer" 
teilnehmen zu lassen, 

— die Anstellungsbehörde zu verurteilen, den Kläger rückwirkend zum 
1. September 1988 als Jurist-Überprüfer zu ernennen, 

— das gesamte Auswahlverfahren CJ 32/88 sowie die auf dieser Grundlage 
durchgeführten Ernennungen von Beamten aufzuheben, 

II - 422 



VALVERDE MORDT / GERICHTSHOF 

— die Klage im übrigen als unbegründet abzuweisen, 

— über die Kosten des Verfahrens nach Rechtslage zu entscheiden. 

C — Zu den Anträgen des Klägers auf Aufhebung 

26 Von den sieben Klageanträgen des Klägers sind zwei, nämlich der zweite und der 
vierte, auf Aufhebung gerichtet. Zu dem Antrag auf Aufhebung der Zurückwei­
sung der Beschwerden des Klägers vom 28. Februar und 17. März 989 ist festzu­
stellen, daß nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes bei einer formal ge­
gen die Zurückweisung der Beschwerde eines Beamten gerichteten Klage das Ge­
richt der Gemeinschaft mit der beschwerenden Maßnahme befaßt wird, gegen die 
die Beschwerde gerichtet war (vgl. z. B. das Urteil des Gerichtshofes vom 21. N o ­
vember 1989 in den verbundenen Rechtssachen C-41/88 und C-178/88, Becker 
und Starquit/Parlament, Slg. 1989, 3807). Indem der Kläger mit seinen beiden 
Beschwerden die Ernennung als Jurist-Überprüfer begehrte, griff er die Ablehnung 
seiner Bewerbung um den mit der Stellenausschreibung CJ 41/88 ausgeschriebe­
nen Dienstposten an. Die vorliegende Klage betrifft daher zunächst diese Entschei­
dung. Der vierte Punkt des Klagebegehrens umfaßt zwei Anträge auf Aufhebung, 
die ebenfalls in den Beschwerden des Klägers aufgeführt sind und das Auswahlver­
fahren CJ 32/88 beziehungsweise die aufgrund dieses Verfahrens erfolgten Ernen­
nungen betreffen. 

27 Zur Stützung dieser drei Aufhebungsanträge führt der Kläger acht Klagegründe 
an, mit denen er erstens die Verletzung des Grundsatzes der ordnungsgemäßen 
Verwaltung und der Artikel 7 und 29 des Statuts, zweitens die Verletzung des 
Grundsatzes des Vertrauensschutzes, drittens und viertens die Verletzung der Ab­
sätze 1 und 2 des Artikels 45 des Statuts, fünftens die Verletzung der Verordnung 
(EGKS, EWG, Euratom) Nr. 3517/85 des Rates vom 12. Dezember 1985, sech­
stem die Verletzung des Artikels 3 Absatz 3 des Anhangs III des Statuts, siebtens 
einen Ermessensmißbrauch und achtens und letztens einen „schwerwiegenden Feh­
ler" des Prüfungsausschusses bei der Auswahl der Texte für zwei der schriftlichen 
Prüfungen rügt. Darüber hinaus hat das Gericht von Amts wegen die Begründung 
der Entscheidung des Prüfungsausschusses zu untersuchen, mit der die Aufnahme 
des Klägers in die Eignungsliste nach Abschluß des Auswahlverfahrens CJ 32/88 
abgelehnt wurde. 
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1. Zum Antrag auf Außebung der stillschweigenden Ablehnung der Bewerbung des 
Klägers um den mit der Stellenausschreibung CJ 41/88 ausgeschriebenen Dienstpo­
sten 

a) Zur Zulässigkeit des Antrags 

aa) Zum Ablauf des vorgerichtlichen Verfahrens 

28 Es ist festzustellen, daß der Kläger mit seiner Bewerbung um den mit der Stellen­
ausschre ibung CJ 4 1 / 8 8 ausgeschriebenen Dienstposten die Anstel lungsbehörde 
u m den Erlaß einer ihn betreffenden Entsche idung ersucht hat. Das Schreiben, mit 
d e m d e r Kläger seine Bewerbung vorgelegt hat , ist daher als Ant rag im Sinne des 
Art ikels 90 Absatz 1 des Statuts anzusehen, ohne daß darin ausdrücklich auf diese 
Vorschr i f t Bezug g e n o m m e n zu werden brauchte (vgl. Urteil des Gerichtshofes 
v o m 17. D e z e m b e r 1981 in de r Rechtssache 178/80 , Bellardi-Ricci /Kommission, 
Slg. 1981,3187,3199). 

29 Dieser am 3. November 1988 bei der Personalabteilung des Beklagten eingegan­
gene Antrag des Klägers ist durch die Entscheidung, das Auswahlverfahren 
CJ 32/88 zu eröffnen, nicht abgelehnt worden, da diese sich nicht auf etwaige 
Beförderungsanträge bezog. Infolgedessen ist die Ablehnung mit dem Ablauf der 
in Artikel 90 Absatz 1 vorgesehenen Viermonatsfrist, das heißt am 3. März 1989, 
stillschweigend erfolgt. Hieraus ergibt sich, daß die unter anderem gegen die still­
schweigende Ablehnung des Beförderungsantrags gerichtete Beschwerde des Klä­
gers vom 28. Februar 1989 verfrüht war. 

30 Der Kläger hat indessen am 17. März 1989 eine zweite Beschwerde eingelegt, in 
der er geltend gemacht hat, er sei „Beförderungsanwärter", und mit der er im 
wesentlichen beantragt hat, die Anstellungsbehörde solle die stillschweigende Ab­
lehnung seiner Beförderung zurücknehmen. Obwohl sich diese zweite Beschwerde 
in erster Linie gegen die nach Beendigung des Auswahlverfahrens CJ 32/88 er­
folgten Ernennungen anderer Beamten richtete, bezog sie sich ausdrücklich auf die 
erste Beschwerde und war daher auch gegen die stillschweigende Ablehnung der 
Bewerbung des Klägers um den Dienstposten eines Juristen-Überprüfers gerichtet. 
Diese Beschwerde ist durch die dem Kläger am 18. August 1989 mitgeteilte Ent­
scheidung des Verwaltungsausschusses des Beklagten ausdrücklich zurückgewiesen 
worden. 

3i Hieraus ergibt sich, daß dem vorliegenden Aufhebungsantrag ein vorgerichtliches 
Verfahren gemäß Artikel 90 des Statuts vorangegangen ist. 
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bb) Zum Rechtsschutzinteresse des Klägers 

32 Der Beklagte vertritt die Auffassung, das Rechtsschutzinteresse des Klägers sei 
durch seine Versetzung zum Europäischen Parlament „beträchtlich verringert" 
worden. Er räumt ein, daß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes (Urteil 
vom 10. Juni 1980 in der Rechtssache 155/78, Fräulein M./Kommission, Slg. 
1980, 1797) die Ernennung zum Beamten bei einem anderen Organ nach Erhe­
bung einer Klage ein solches Interesse nicht notwendig ausschließe. Die Lage des 
Klägers unterscheide sich jedoch von der der Klägerin in der genannten Rechtssa­
che, weil der seinerzeit vorhandene immaterielle Gesichtspunkt, nämlich die Besei­
tigung jeglichen Hinweises auf eine Feststellung psychischer Ungeeignetheit, in sei­
nem Fall fehle. Im übrigen sei nur schwer vorstellbar, wie der Kläger, falls seine 
Klage erfolgreich sein sollte, angesichts seiner jetzigen Tätigkeit außerhalb des Be­
klagten auf einer Planstelle bei diesem ernannt werden könne, die er im Wege 
eines internen Auswahlverfahrens angestrebt habe. Das Rechtsschutzinteresse des 
Klägers beschränke sich daher auf die Geltendmachung des von ihm angeblich 
erlittenen Schadens. 

33 Der Kläger entgegnet, daß sich im Zusammenhang mit der Erhebung einer Klage 
nicht von einem mehr oder weniger großen Rechtsschutzinteresse eines Rechtssu­
chenden sprechen lasse. Nach seiner Auffassung besteht ein solches Interesse oder 
es besteht nicht; der Beklagte räume ein solches Interesse in seiner Person ein. Der 
Kläger ergänzt, daß er keine Beförderung im Wege eines aus seiner Sicht rechts­
widrigen internen Auswahlverfahrens anstrebe, sondern daß er „wie die allermei­
sten Überprüfer in der Vergangenheit, also im Wege einer ganz normalen, auf 
einer gelassenen Beobachtung und Würdigung ihrer täglichen Arbeit beruhenden 
Beförderungsverfügung" befördert werden möchte. 

34 Es ist festzustellen, daß dem Urteil des Gerichtshofes vom 10. Juni 1980 (a. a. O.) 
nicht entnommen werden kann, daß ein immaterieller Gesichtspunkt erforderlich 
ist, damit der Kläger nach seiner Versetzung zum Europäischen Parlament wei­
terhin ein Rechtsschutzinteresse für seine Klage gegen die Ablehnung seiner Be­
werbung durch den Beklagten als Anstellungsbehörde hat. In der vorgenannten 
Rechtssache hatte der Gerichtshof auch über das Argument zu befinden, daß die 
Ernennung des von dem beklagten Organ abgelehnten Bewerbers bei einem ande­
ren Organ ihm das Rechtsschutzinteresse nehme, weil sie ihm die Möglichkeit der 
Versetzung eröffne und ihn so in die gleiche Lage versetze, die er innegehabt 
hätte, wenn seine Bewerbung erfolgreich gewesen wäre. Der Gerichtshof hat die 
Auffassung vertreten, daß die hypothetische Natur einer solchen Perspektive nicht 
ausreiche, um das Rechtsschutzinteresse zu verneinen. Diese Begründung muß in 
der vorliegenden Sache um so mehr gelten, als man nicht davon ausgehen kann, 
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daß die Versetzung des Klägers zum Parlament mit Beibehaltung seiner Einstu­
fung in LA 6 ihn in eine Lage versetzt hat, die derjenigen gleichwertig wäre, die er 
innegehabt hätte, wenn er beim Gerichtshof als Jurist-Überprüfer der Besoldungs­
gruppe LA 5 ernannt worden wäre. Gleiches hätte im übrigen aber auch für den 
Fall zu gelten, daß der Kläger in der Zwischenzeit beim Parlament im Wege der 
Beförderung in die Besoldungsgruppe LA 5 gelangt wäre (vgl. Urteil des Gerichts­
hofes vom 17. Januar 1989 in der Rechtssache 293/87, Vainker/Parlament, Slg. 
1989, 23, 39). 

35 Zu dem Argument, dem Kläger fehle das Rechtsschutzinteresse für eine Anfech­
tungsklage, weil es mit seiner Übernahme durch das Parlament unmöglich gewor­
den sei, gemäß Artikel 176 EWG-Vertrag die sich aus einem etwaigen Aufhe­
bungsurteil ergebenden Maßnahmen zu ergreifen, ist darauf hinzuweisen, daß in 
der Tat nach ständiger Rechtsprechung ein Beamter eine Entscheidung der Anstel­
lungsbehörde gemäß den Artikeln 90 und 91 des Statuts nur anfechten kann, wenn 
er ein persönliches Interesse an der Aufhebung der angefochtenen Entscheidung 
hat (vgl. z. B. Urteil des Gerichtshofes vom 29. Oktober 1975 in den verbundenen 
Rechtssachen 81/74 bis 88/74, Marenco/Kommission, Slg. 1975, 1247, 1255). Ins­
besondere ist entschieden worden, daß ein solches Interesse fehlt, wenn die Klage 
gegen die Ernennung eines anderen Bewerbers in einer Stelle gerichtet ist, in der 
der Kläger selbst nicht hätte ernannt werden können (vgl. z. B. Urteile des Ge­
richtshofes vom 10. März 1989 in der Rechtssache 126/87, Del Plato/Kommis-
sion, Slg. 1989, 643, 655, und vom 30. Mai 1984 in der Rechtssache 111/83, Pic-
ciolo/Parlament, 111/83, Slg. 1984, 2323, 2340). 

36 Vor l iegend ist indessen zu berücksichtigen, daß der Kläger, der immer noch Be­
amte r der Gemeinschaften ist, weiterhin die Möglichkei t hat , gemäß Artikel 29 
Absatz 1 Buchstabe c des Statuts im Wege der Übe rnahme in einer Stelle beim 
Beklagten e rnann t zu werden . Unter diesen Umständen ist das Gericht der Auffas­
sung, daß die A n n a h m e , die Übernahme des Klägers durch das Par lament habe 
bereits die Vol lz iehung eines möglichen Aufhebungsurteils unmöglich gemacht , auf 
eine zu e inschränkende Auslegung des Artikels 176 E W G - V e r t r a g hinauslaufen 
w ü r d e . Infolgedessen ist festzustellen, daß das Rechtsschutzinteresse des Klägers 
du rch seinen Wechsel z u m Parlament nicht beeinträchtigt worden ist. Das Gericht 
stellt daher insoweit fest, d a ß der Zulässigkeit dieses Antrags nichts entgegensteht . 

b) Zu den Klagegründen, auf die dieser Antrag gestützt wird 

37 V o n den acht Klagegründen , die der Kläger vorbringt, betreffen vier ausschließlich 
die Ordnungsgemäßhe i t des Auswahlverfahrens CJ 32 /88 und haben daher keinen 
Bezug zur Prüfung der Begründetheit dieses Antrags , mit dem die Aufhebung der 
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Ablehnung der Beförderung des Klägers auf den Dienstposten eines Juristen-Über­
prüfers ohne Teilnahme an einem Auswahlverfahren begehrt wird. Die vier Klage­
gründe, auf die sich dieser Antrag stützt, sind in folgender Reihenfolge zu prüfen : 
erstens die Rüge der Verletzung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts und des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung, zweitens die Rüge der Verletzung des Artikels 
45 Absatz 2 des Statuts, drittens die Rüge der Verletzung des Grundsatzes der 
ordnungsgemäßen Verwaltung und der Artikel 7 und 29 des Statuts und viertens 
die Rüge der Verletzung des Grundsatzes des Vertrauensschutzes. 

aa) Zum Klagegrund der Verletzung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts und des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung 

38 Nach Darstellung des Klägers hätte er nach Maßgabe der genannten Bestimmung 
zwei Jahre nach seiner Ernennung, das heißt vom 1. September 1988 an, befördert 
werden können. Mit der Rechtsprechung des Gerichtshofes (Urteil vom 13. De­
zember 1984 in den verbundenen Rechtssachen 20/83 und 21/83, Vlachos/Ge-
richtshof, Slg. 1984, 4149, 4163, und Beschluß vom 7. Oktober 1987 in der 
Rechtssache 248/85, Brüggemann/WSA, Slg. 1987, 3963, 3966), wonach der 
Zweijahreszeitraum des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts mit der Ernennung des 
Beamten auf Lebenszeit beginne, könne er sich nicht einverstanden erklären. Die 
Richtigkeit seiner Auffassung will der Kläger in erster Linie anhand einer gramma­
tikalischen und sprachlichen Analyse von fünf Sprachfassungen des Artikels 45 Ab­
satz 1 nachweisen. Aus der Stellung des Satzteils „a partir de su nombramiento 
definitivo" („vom Zeitpunkt ihrer Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit an") in 
der spanischen Fassung und ihrer Entsprechung in der italienischen Fassung leitet 
er ab, daß diese Vorschrift lediglich die Beamten betreffe, die in der Eingangsbe­
soldungsgruppe ihrer Sonderlaufbahn oder Laufbahngruppe ernannt worden seien; 
diese Bedeutung zeige sich mit besonderer Deutlichkeit in der deutschen und der 
englischen Fassung dieses Artikels. 

39 Aufgrund einer weiteren teleologischen Untersuchung des Artikels 45 Absatz 1 ge­
langt der Kläger zu der Auffassung, daß diese Vorschrift dem Beamten, der bei 
einem Gemeinschaftsorgan eintrete und in die Eingangsbesoldungsgruppe einer 
Laufbahn eingestuft werde, einen Vorteil in Form der Begünstigung um einige 
Monate zuwenden wolle. Er verweist darauf, daß ein in der Laufbahngruppe A 7 
oder LA 7 eingestellter Beamter nach Ablauf der Probezeit von neun Monaten 
lediglich sechs Monate warten müsse, bis er befördert werden könne, was auf eine 
Dienstzeit von insgesamt 15 Monaten hinauslaufe. Demgegenüber müsse nach der 
Auslegung dieser Vorschrift durch den Gerichtshof in seinem Urteil vom 13. De­
zember 1984 in den verbundenen Rechtssachen 20/83 und 21/83 (Vlachos, 
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a. a. O.) der in einer höheren Besoldungsgruppe eingestellte Beamte 33 Monate, 
das heißt 18 Monate länger als der erstgenannte, warten. Diese Ungleichbehand­
lung erscheine ihm unlogisch, zumal eine Ernennung in den Besoldungsgruppen 
A 6 oder LA 6 nur erfolge, wenn eine frühere Berufserfahrung oder besondere 
Kenntnisse des betreffenden Beamten nachgewiesen seien, so daß seiner Argumen­
tation nicht entgegengehalten werden könne, daß der Beginn seiner Laufbahn in 
dieser Besoldungsgruppe bereits eine ausreichende Begünstigung darstelle. 

40 Der Kläger macht weiter geltend, im System des Kapitels 3 des Titels III des Sta­
tuts folge Artikel 45 unmittelbar auf Artikel 44, dem zufolge der Ablauf von zwei 
Jahren automatisch bei jedem Beamten zu einem Aufstieg, nämlich in die nächst­
höhere Dienstaltersstufe, führe. Dieser Zweijahreszeitraum stelle also den typi­
schen Zeitraum für eine Beförderung dar. Es sei in keiner Weise gerechtfertigt, 
einen Beamten, der aufgrund höheren Alters und größerer Erfahrung in einer hö­
heren als der Eingangsbesoldungsgruppe eingestellt worden sei, neun zusätzliche 
Monate — und gerade die, in denen er seinen Wert unter Beweis gestellt habe — 
warten zu lassen, während man einem anderen, jüngeren und weniger erfahrenen 
Beamten einen Vorteil zuwende, der im Verhältnis zu dem genannten typischen 
Zeitraum ebenfalls neun Monate betrage. 

4i Der Kläger vertritt schließlich die Auffassung, die ihm entgegengehaltene Ausle­
gung der Artikels 45 Absatz 1 des Statuts stelle eine Verletzung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung gegenüber den Beamten anderer Organe dar, weil Kommis­
sion und Parlament für ihr Teil davon ausgingen, daß der Zweijahreszeitraum die­
ses Artikels mit der Ernennung zum Beamten auf Probe beginne. Er hat das Ge­
richt gebeten, ein Auskunftsersuchen an die Verwaltung der beiden Organe bezüg­
lich ihrer Praxis bei der Anwendung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts zu rich­
ten. Im gleichen Zusammenhang hat er das Gericht um die Anordnung an die 
Personalabteilung des Beklagten ersucht, das Original des Protokolls einer Sitzung 
der Verwaltungsleiter zu dieser Frage vorzulegen, das auszugsweise in Form einer 
Durchschrift seiner Klageschrift als Anlage beigefügt war. 

42 D e r Beklagte legt un te r Berufung auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes dar , 
d a ß ein Beamter, um beförder t zu werden, eine Mindestdienstzei t von zwei Jahren 
ab seiner E r n e n n u n g z u m Beamten auf Lebenszeit nachweisen müsse. 

43 In seiner Gegenerwiderung macht er weiterhin geltend, daß der Klagegrund verfri­
stet sei. Da der Kläger der Anstellungsbehörde mit diesem Klagegrund vorwerfe, 
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ihm auf seinen Antrag vom 28. Oktober 1988 in Form der Einreichung seiner Be­
werbung auf die mit der Ausschreibung CJ 41/88 ausgeschriebene Stelle eine Be­
förderung versagt zu haben, zeige ein bloßer Vergleich der Zeitpunkte, daß Ver-
fristung eingetreten sei. 

44 Zur Zulässigkeit dieses Klagegrundes hat das Gericht vorstehend (Randnr. 30) 
festgestellt, daß der Kläger fristgerecht Beschwerde gegen die Versagung der Be­
förderung auf die mit der Ausschreibung CJ 41/88 ausgeschriebene Stelle einge­
legt hat. Zwar hat sich der Kläger in dieser Beschwerde vom 17. März 1989 nicht 
ausdrücklich auf eine Verletzung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts berufen. 
Nach ständiger Rechtsprechung dürfen aber bei Beamtenklagen die beim Gemein­
schaftsgericht gestellten Anträge zum einen nur denselben Gegenstand haben wie 
die Anträge in der Beschwerde und zum anderen nur solche Rügen betreffen, die 
auf demselben Grund beruhen wie die in der Beschwerde genannten. Die in der 
Beschwerde enthaltenen Rügen können jedoch im Verlauf des gerichtlichen Ver­
fahrens durch die Geltendmachung von Klagegründen und Argumenten näher aus­
geführt werden, die nicht notwendigerweise in der Beschwerde enthalten waren, 
aber in engem Zusammenhang mit ihr stehen (vgl. z. B. Urteil des Gerichtshofes 
vom 20. Mai 1987 in der Rechtssache 242/85, Geist/Kommission, Slg. 1987, 2181, 
2196). Der Kläger hat in seiner Beschwerde geltend gemacht, er sei „Beförde­
rungsanwärter", und in diesem Zusammenhang auf sein Dienstalter hingewiesen. 
Er hat sich daher in seiner Beschwerde auf eine Auslegung des Artikels 45 Absatz 
1 des Statuts berufen, die mit derjenigen übereinstimmt, die er später in seiner 
Klageschrift dargelegt hat. Dieser Klagegrund ist folglich zulässig. 

45 Im Hinblick auf die Begründetheit hat das Gericht zunächst Artikel 45 Absatz 1 
des Statuts seinem "Wortlaut nach eingehend untersucht. Diese Prüfung hat indes­
sen nichts ergeben, was Zweifel daran zuließe, daß die Auslegung dieser Vorschrift 
durch die Rechtsprechung des Gerichtshofes im Einklang mit ihrem Wortlaut 
steht. Diese Auslegung, wonach die vom Statut geforderte Mindestdienstzeit für 
eine Beförderung von der Ernennung jedes Beamten zum Beamten auf Lebenszeit 
an berechnet wird ohne Rücksicht darauf, ob er bei seiner Einstellung in die Ein­
gangsbesoldungsgruppe seiner Sonderlaufbahn oder Laufbahngruppe oder in eine 
andere Besoldungsgruppe eingestuft wurde (vgl. Urteil vom 13. Dezember 1984 in 
den verbundenen Rechtssachen 20/83 und 21/83, Vlachos, und den Beschluß vom 
7. Oktober 1987 in der Rechtssache 248/85, Brüggemann, a. a. O.), entspricht 
nämlich dem Wortlaut des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts besser als die gegentei-
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lige, vom Kläger befürwortete Auslegung. Wenn innerhalb eines Satzes Dienstal­
terszeiten von sechs Monaten und zwei Jahren gegenübergestellt werden, die in 
der Eingangsbesoldungsgruppe eingestufte beziehungsweise andere Beamte aufwei­
sen müssen, so zeigt dies, daß beide Zeiträume mit demselben Ereignis beginnen, 
nämlich mit der Ernennung des Beamten zum Beamten auf Lebenszeit. Dieser 
Schlußfolgerung steht in keiner Weise die vergleichende Untersuchung der betref­
fenden Vorschrift in den verschiedenen Sprachfassungen entgegen, auf die sich der 
Kläger beruft. 

46 Im Hinblick auf die Zielsetzung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts zeigt diese 
Gegenüberstellung zugleich, daß diese Bestimmung den Beamten, die bei der Ein­
stellung in die Eingangsbesoldungsgruppe ihrer Sonderlaufbahn oder Laufbahn­
gruppe eingestuft wurden, gegenüber den anderen Beamten bei der Anwartschaft 
auf eine erste Beförderung eine Begünstigung von 18 Monaten gewähren möchte. 
Es bleibt zu ergänzen, daß Artikel 45 des Statuts lediglich das für das automatische 
Aufsteigen in den Dienstaltersstufen erforderliche Dienstalter regelt. Entgegen der 
Darstellung des Klägers enthält diese Vorschrift keinen Regelzeitraum für die Be­
förderung, der zu einer Änderung der in Artikel 45 aufgestellten Regeln bezüglich 
des für die Beförderung eines Beamten erforderliche Mindestdienstalter führen 
könnte. Sie widerspricht daher nicht dem Erfordernis des Statuts, daß ein Beamter, 
der bei der Einstellung in eine höhere als die Eingangsbesoldungsgruppe eingestuft 
wurde, eine Dienstzeit von zwei Jahren von seiner Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit an aufweisen muß, bevor er befördert werden kann. 

47 Hieraus folgt, daß der Kläger, der am 16. September 1986 zum Beamten auf 
Probe und am 16. Juni 1987 zum Beamten auf Lebenszeit ernannt worden ist, 
weder seit dem 1. September 1988 — auf den er sich bezieht und an dem er in die 
nächste Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe aufgestiegen ist — noch seit 
dem 16. September 1988, sondern erst seit dem 16. Juni 1989 nach Ablauf von 
zwei Jahren nach seiner Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit beförderbar war. 

48 Gegenüber einer solchen Anwendung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts auf sei­
nen Fall kann sich der Kläger nicht auf den Grundsatz der Gleichbehandlung be­
rufen. Selbst wenn man annimmt, andere Organe hätten diese Vorschrift so ausge­
legt, daß sie Beamte mit einer Dienstzeit von zwei Jahren seit ihrer Ernennung 
zum Beamten auf Probe als beförderbar betrachtet hätten, so ergibt sich aus den 
vorstehenden Erwägungen doch, daß eine solche Praxis gegen das Statut verstieße. 
Der Kläger kann sich aber zu seinen Gunsten nicht auf eine fehlerhafte Rechtsan­
wendung zugunsten anderer berufen (vgl. Urteil des Gerichtshofes vom 4. Juli 
1985 in der Rechtssache 134/84, Williams/Rechnungshof, Slg. 1985, 2225, 2233). 

II - 430 



VALVERDE MORDT / GERICHTSHOF 

49 Infolgedessen stellt das Gericht, ohne daß die vom Kläger beantragten Ermittlun­
gen bezüglich der Praxis anderer Organe anzustellen wären, fest, daß der auf eine 
Verletzung des Artikels 45 Absatz 1 des Statuts gestützte Klagegrund zurückzu­
weisen ist. 

bb) Zum Klagegrund der Verletzung des Artikels 45 Absatz 2 des Statuts 

so Der Kläger macht geltend, der Beklagte habe ihn in Anwendung dieser Vorschrift 
wegen seiner Aufnahme in die nach Abschluß des Auswahlverfahrens CJ 24/86 
(Leiter der spanischen Übersetzungsabteilung) aufgestellte Reserveliste als Jurist-
Überprüfer ernennen müssen. Aus einer teleologischen Auslegung des Artikels 45 
Absatz 2 des Statuts, dessen augenscheinlicher Zweck es sei sicherzustellen, daß 
die Bewerber für die freien Stellen geeignet seien, ergebe sich, daß die Annahme, 
eine Person, die in einem Auswahlverfahren für geeignet erklärt worden sei, einen 
Dienstposten LA 3 einzunehmen, sei nicht zugleich geeignet, einen Dienstposten 
LA 5 zu bekleiden, der die gleichen Funktionen mit Ausnahme der Verwaltung 
aufweise, unlogisch sei. Zur Stützung dieser Auffassung beruft sich der Kläger auf 
den Satz „a maiore ad minus" sowie auf den Grundsatz „ne bis in idem". Mit der 
stillschweigenden Ablehnung seiner Bewerbung auf einen der mit der Stellenaus­
schreibung CJ 66/87 ausgeschriebenen Dienstposten habe die Anstellungsbehörde 
Artikel 45 Absatz 2 verletzt. 

si In seiner Erwiderung macht der Kläger weiter geltend, es stehe nirgendwo ge­
schrieben, daß die Wirkungen eines Auswahlverfahrens sich auf die Dienstposten 
beschränke, zu deren Besetzung das Auswahlverfahren veranstaltet worden sei. Im 
Lichte der vom Beklagten zu diesem Punkt vertretenen Meinung bedürfe es der 
Erklärung, aus welchem Grund bei Abschluß des Auswahlverfahrens CJ 24/86 
eine Reserveliste gebildet worden sei, obwohl es nur um die Besetzung eines 
Dienstpostens gegangen sei, für den eine Eignungsliste völlig ausgericht hätte. 
Ohne Bedeutung sei der Umstand, daß es sich bei dem Auswahlverfahren 
CJ 24/86, bei dem er erfolgreich gewesen sei, um ein Auswahlverfahren aufgrund 
von Befähigungsnachweisen, bei dem Auswahlverfahren CJ 32/88 hingegen um 
ein Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen ge­
handelt habe, weil weder eine Rechtsvorschrift noch die Rechtsprechung die An­
nahme rechtfertigten, daß ein Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnach­
weisen und Prüfungen einem Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnach­
weisen überlegen sei. Schließlich legt er dar, das Urteil des Gerichtshofes vom 28. 
April 1983 in der Rechtssache 143/82 (Lipmann/Kommission, Slg. 1983, 1301, 
1311), wonach sich ein Bewerber in einem Auswahlverfahren bei der Anfechtung 
einer Entscheidung des Prüfungsausschusses, ihn nicht zu den Prüfungen zuzulas­
sen, nicht mit Erfolg auf Zulassungsvoraussetzungen eines anderen Auswahlverfah­
rens berufen könne, das das gleiche Organ zwar zur Besetzung von Stellen der 
gleichen Laufbahn, jedoch nach anderen Modalitäten durchgeführt habe und das 
einen unterschiedlichen Zweck verfolge, mit der vorliegenden Rechtssache keiner-
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lei Berührungspunkte aufweise. Die einzige Verbindung zwischen den beiden Aus­
wahlverfahren, um die es im Urteil vom 28. April 1983 gegangen sei, sei gewesen, 
daß beide Dienstposten der Laufbahn A betroffen hätten, doch sei es um verschie­
dene Spezialisierungen und um jeweils unterschiedliche Befähigungsnachweise ge­
gangen. Demgegenüber stünden die Auswahlverfahren, um die es vorliegend gehe, 
in einem sehr engen Zusammenhang miteinander. 

52 Der Beklagte legt dar, die Wirkungen eines Auswahlverfahrens beschränkten sich 
auf die Dienstposten, zu deren Besetzung es eröffnet worden sei. Es handele sich 
hierbei um einen allgemeinen Grundsatz, der für das Funktionieren jedes der Be­
setzung von Beamtenstellen dienenden Systems von Auswahlverfahren unerläßlich 
sei; ein solches System würde sich in ein Chaos verwandeln, wenn die Ergebnisse 
eines Auswahlverfahrens endlos wirkten und damit das Ergebnis späterer und an­
derer Auswahlverfahren beeinflußten und vorausbestimmten. 

53 Der Beklagte macht weiterhin geltend, das Auswahlverfahren CJ 32/88 sei ein 
Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen gewesen, 
bei dem der Kläger in den Prüfungen gescheitert sei, während es sich bei dem 
Auswahlverfahren CJ 24/86 um ein „einfaches Auswahlverfahren aufgrund von 
Befähigungsnachweisen" gehandelt habe. Der Unterschied zwischen diesen beiden 
Auswahlverfahren erkläre, warum der Kläger in dem einen Erfolg gehabt hat, in 
dem anderen aber nicht. In seiner Gegenerwiderung hat der Beklagte verdeutlicht, 
er wolle nicht die Meinung vertreten, ein Auswahlverfahren aufgrund von Befähi­
gungsnachweisen und Prüfungen sei einem Auswahlverfahren aufgrund von Befä­
higungsnachweisen überlegen, sondern lediglich zum Ausdruck bringen, daß es 
sich um zwei unterschiedliche Verfahren handele und deshalb die Ergebnisse des 
Auswahlverfahrens CJ 24/86 nicht in den Rahmen des Auswahlverfahrens 
CJ 32/88 übertragen werden dürften. Die Aufnahme des Klägers in die Reserveli­
ste des Auswahlyerfahrens CJ 24/86 erhalte „ihren richtigen Stellenwert, wenn 
man berücksichtigt, daß alle an dem Auswahlverfahren beteiligten Bewerber in 
diese Reserveliste aufgenommen worden sind und dies eine leichte Entscheidung 
war, weil sie niemanden enttäuscht und keinerlei Auswirkung auf das ordnungsge­
mäße Arbeiten der Dienststellen gehabt hat". Schließlich sei dieser Klagegrund 
verspätet geltend gemacht worden, weil sich die vom Kläger gerügte Mißachtung 
des Artikels 45 Absatz 2 des Statuts aus der stillschweigenden Ablehnung der Be­
werbung des Klägers um einen der mit der Ausschreibung CJ 66/87 ausgeschrie­
benen Dienstposten ergebe. 

54 Zu der angeblich verspäteten Geltendmachung dieses Klagegrundes ist darauf hin­
zuweisen, daß sich der Kläger zwar bei der Darlegung des Klagegrundes auf die 
Stellenausschreibung CJ 66/87 bezogen hat, die vorliegende Klage indessen gegen 
die Ablehnung seiner Beförderung auf den mit der Stellenausschreibung CJ 41/88 
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